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"[…..] 

Jede medizinische Maßnahme setzt in der Regel die Einwilligung des Patienten nach angemessener 

Aufklärung voraus (§ 630 d Abs. 1 S. 1 Bürgerliches Gesetzbuch [BGB]).Die umfangreichen 

Möglichkeiten der modernen Medizin und die unterschiedlichen Wertorientierungen der Patienten 

lassen es sinnvoll erscheinen, dass sich Patienten vorsorglich für den Fall des Verlustes der 

Einwilligungsfähigkeit zu der Person ihres Vertrauens und der gewünschten Behandlung erklären. 

Ärzte sollten mit ihren Patienten über diese Möglichkeiten sprechen. 

[…..] 

Vorsorgevollmacht 

Mit der Vorsorgevollmacht wird vom Patienten selbst eine Vertrauensperson für den Fall seiner 

Geschäfts- und/oder Einwilligungsunfähigkeit für bestimmte Bereiche bevollmächtigt, z. B.  

für die gesundheitlichen Angelegenheiten. 

[…..] 

Eine Vollmacht in Gesundheitsangelegenheiten bedarf der Schriftform; sie muss ärztliche 

Maßnahmen ausdrücklich benennen. 

Arzt und Vertreter (Bevollmächtigter und/oder Betreuer) erörtern die Indikation und den Patienten-

willen im Gespräch; der Vertreter erklärt auf dieser Grundlage die Einwilligung in die ärztliche  

Maßnahme oder lehnt sie ab (§ 1901 b BGB). 

[…..] 

Betreuungsverfügung 

Eine Betreuungsverfügung ist eine für das Betreuungsgericht bestimmte Willensbekundung eines 

Patienten für den Fall, dass ein Betreuer bestellt werden muss, weil der Patient infolge einer  

Krankheit seine Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht mehr selbst besorgen kann. 

[…..] 

Vorzugswürdig ist die Benennung einer Vertrauensperson (Bevollmächtigter und/oder Betreuer). 

Damit hat der Arzt einen Ansprechpartner, der den Willen des Patienten in der aktuellen Ent- 

scheidungssituation umsetzt. Die Praxis hat gezeigt, dass ein Unterschied bestehen kann, ob 

Menschen in gesunden Tagen und ohne die Erfahrung einer ernsthaften Erkrankung eine Ver- 

fügung über die Behandlung in bestimmten Situationen treffen oder ob sie in der existenziellen 

Betroffenheit durch eine schwere unheilbare Krankheit gefordert sind, über eine Behandlung zu  

entscheiden. Dies unterstreicht die grundlegende Bedeutung vertrauensvoller Gespräche zwischen 

Patient und Arzt, auch zwischen Patient und Angehörigen oder Vertreter, um vorausschauend 

Entscheidungsoptionen und Behandlungsalternativen zu erörtern. 

Patientenverfügung 

Die Patientenverfügung ist „eine schriftliche Festlegung eines einwilligungsfähigen Volljährigen für den 

Fall seiner Einwilligungsunfähigkeit, ob er in bestimmte, zum Zeitpunkt der Festlegung noch nicht 



unmittelbar bevorstehende Untersuchungen seines Gesundheitszustands, Heilbehandlungen oder 

ärztliche Eingriffe einwilligt oder sie untersagt“.(§ 1901 a Abs. 1 Satz 1 BGB). 

[…..] 

Diese Erklärung ist für andere verbindlich. 

[…..] 

Sofern der Arzt keinen berechtigten Zweifel daran hat, dass die vorhandene Patientenverfügung auf 

die aktuelle Lebens- und Behandlungssituation zutrifft, hat er auf ihrer Grundlage zu entscheiden. 

[…..] 

Ärzte sollen mit Patienten über die Abfassung einer vorsorglichen Willensbekundung sprechen. Dabei 

sollte die Initiative für ein Gespräch in der Regel dem Patienten überlassen bleiben. In bestimmten 

Fällen kann es jedoch die Fürsorge für den Patienten gebieten, dass der Arzt die Möglichkeiten 

vorsorglicher Willensbekundungen von sich aus anspricht. 

[…..] 

Äußert der Patient die Absicht, eine vorsorgliche Willensbekundung zu verfassen, sollte der Arzt seine 

Beratung für damit zusammenhängende medizinische Fragestellungen anbieten, so dass der Patient 

diese Sachkenntnis in seine Entscheidungsfindung einbeziehen kann. Zwar kann der Arzt dem 

Patienten die oftmals schwierige und als belastend empfundene Entscheidung über das Ob und Wie 

einer vorsorglichen Willensbekundung nicht abnehmen, wohl aber Informationen für das Abwägen der  

Entscheidung beitragen. 

[…..] 

Schweigepflicht 

Gegenüber dem Bevollmächtigten und dem Betreuer ist der Arzt zur Auskunft berechtigt und 

verpflichtet, da Vollmacht und Gesetz den Arzt von der Schweigepflicht freistellen." 

(in: Deutsches Ärzteblatt ,Jg. 110, Heft 33-34, 19.August 2013) 
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